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Drohnen haben viele Anwend ungs -
bereiche. Wenn Sie eine sofort verfügbar 
machen könnten, welche wäre es?

JAN-ERIC PUTZE: Ich kann mich 
nicht auf eine festlegen. Besonders 
effektiv ist der Parameterschutz von 
Industrieanlagen und kritischer Infra-
struktur sowie die Inspektion von 
Leitungen wie Pipelines oder Strom -
trassen. Aktuell setzen wir eine First− 
Responder−Drohne im Landkreis Pader-
born ein, die von Polizei oder Feuerwehr 
zur Personensuche oder Branderkun-
dung angefordert werden kann. Diese 

Anwendungen funktionieren sehr gut. 
Was mich mehr beschäftigt als die 
Einsatzmöglichkeiten, sind die langen 
Geneh migungs prozesse.

MARKUS BIEDERMANN: Ich würde 
mich dafür aussprechen, dass man sich 
mehr mit dem Wechselspiel der 
bemannten und unbemannten Luftfahrt 
hinsichtlich der existierenden gesetzli-
chen Rahmenbedingungen auseinan-
dersetzt. Beispielsweise mit einer 
Zusatzschulung sollte man sich freier 
im Sichtfluggebiet bewegen dürfen als 
jemand, der nur den Online-Drohnenfüh-

rerschein gemacht hat.

Herr Biedermann, wie steht der Flug-
lotse zu Drohnen, die in seinem Sektor 
fliegen?

BIEDERMANN: Für Fluglotsen gibt es 
im Wesentlichen zwei Arten von 
Drohnen: unautorisierte, die etwa in Flug-
hafennähe auftauchen und Starts oder 
Landungen blockieren, und autorisierte 
Drohnen im unteren Luftraum. Bei ange-
kündigten Flügen in kontrollierten Luft-
räumen sorgt der Lotse üblicherweise 
dafür, dass diese nicht ohne Absprache 

Drohnen in Deutschland: 
Genehmigungsstau und 
Zukunftsvisionen
Die U-Space-Regulierung stockt, Genehmigungen dauern Monate – der kommerzielle 
Drohnen einsatz in Deutschland ist schwierig. Im Interview sprechen Dr. Markus Biedermann, 
Bereichsleiter Operational Support bei der DFS, und Jan-Eric Putze, CEO der Droniq GmbH, unter 
anderem über regulatorische Hürden und Möglichkeiten, wie Drohnen auch ohne einen U-Space 
sicher fliegen könnten.
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durchflogen werden. Insgesamt hat sich 
der Drohnenverkehr und die damit 
verbundene Arbeitslast auf allen Seiten 
deutlich erhöht. Aus Sicht eines Flug-
lotsen wären Vereinfachungen wün -
schens- und erstrebenswert.

Dabei registriert die DFS eine hohe 
Zahl an Drohnen, die unerlaubt in Flugha-
fennähe fliegen.

BIEDERMANN: Dieses Thema ist 
zwar prozessual unter Kontrolle, jedoch 
zeigen die Ereignisse der letzten 
Wochen und Monate, dass wir uns in 
Deutschland insgesamt damit auseinan-
dersetzen müssen, wie wir mit uner-
laubten Drohnen umgehen.

Herr Putze, wie bewerten Sie das 
Zusammenspiel zwischen bemannter 
und unbemannter Luftfahrt?

 PUTZE: Drohnen betreffen vor allem 
bodennahe Luftverkehrsteilnehmer wie 
Segelflieger oder Rettungshub-
schrauber. Beim Luftfahrtbundesamt 
sind über 600.000 Droh  nen- 
  betreiber registriert, aber nur 350 in der 
speziellen Kategorie, die außerhalb der 
Sichtweite im kontrollierten Luftraum 
fliegen dürfen. Wir sprechen mit 
Bundes polizei, ADAC und DRF, die das 
Potenzial erkennen, aber viele Anforde-
rungen stellen. Wir vermitteln, dass wir 
uns den Luftraum teilen und auch die 
bemannte Luftfahrt zur Integration 
beitragen muss.

Was muss die Droniq beachten, wenn 
sie eine Drohnenmission im kontrol-
lierten Luftraum plant?

PUTZE: Für Drohnen gilt das Gleiche 
wie etwa für Hubschrauber: Wenn der 
Pilot in eine Kontrollzone einfliegen 
will, muss er zunächst die Flugver-
kehrskontrolle kontaktieren. Auch, 
wenn die Dro hne in unter 50 Metern 
Höhe für den Flugverkehr eigentlich 

keine große Relevanz hat. Die Kontroll-
zone beginnt aber am Boden. 
Außerdem, und das ist die größte 
Hürde, brauchen wir eine Geneh -
migung.

BIEDERMANN: Bei Polizei- und 
Rettungskräften läuft es anders: Diese 
unterliegen besonderen Regelungen. 
Beispielsweise überfliegt die Polizei bei 
Unfällen auf Autobahnen regelmäßig 
die Unfallstellen per Drohne oder 
Fußballfans werden beobachtet. Hier 
kann es zu Interessenskonflikten 
kommen, wenn die Polizeikräfte bei -
spielsweise für einen Einsatz nahe der 
bemannten Luftfahrt operieren müs -
sen. Jedoch hat die DFS seit Kurzem 
eine Einlassung seitens der Regierung, 
welche hier eine deutliche Erleichterung 
bringen wird. Die entsprechenden 
Vorschriften werden jeden Tag zur 
Veröffentlichung erwartet.

Was sind die größten Hindernisse für 
den Drohnenmarkt?

PUTZE: Ganz klar die Genehmigungs-
prozesse. Beim Luftfahrtbundesamt 
dauert allein die Begutachtung des 
Antrags mindestens 26 Wochen. Unsere 
Kunden wissen, dass Genehmigungen 
das größte Hindernis sind und halten 
Investitionen zurück. Das bedeutet für 
uns, lukrative Projekte aufzuschieben, 
bis Genehmigungen vorliegen. Das ist 
frustrierend – wir könnten deutlich mehr 
leisten, wenn Genehmigungsprozesse 
schneller wären.

BIEDERMANN: Was uns auch behin-
dert, ist, dass Drohnen in der deutschen 
Gesetzgebung als Luftfahrzeuge zu 
betrachten sind. Die Flugsicherung 
muss Drohnen wie bemannte Luftfahr-
zeuge behandeln. Es macht also 
beinahe keinen Unterschied, ob ein 
Airbus A380 oder eine Drohne in der 
Kontrollzone fliegen will. Für beide 
gelten die gleichen Regeln. 

Ist Besserung in Sicht?

PUTZE: Mit dem Light UAS Operator 
Certificate erhalten wir bald Privilegien 
als Betreiber einer eigenen Drohnen-
flotte. Flüge können wir dann selbst 
innerhalb unserer Privilegien geneh-
migen, das LBA auditiert nur noch. Bei 
mehreren Einsätzen, etwa zur Beflie-
gung von Photovoltaik-Anlagen, genügt 
eine Grundgenehmigung statt einzelner 
Anträge.

Wie ist der Stand zur U-Space-Verord-
nung, die 2023 von der EU verabschiedet 
wurde und von allen Mitgliedsstaaten 
umgesetzt werden muss?

BIEDERMANN: Der Ball liegt bei der 
Politik, aber im Besonderen bei der EASA 
– es gibt noch viele offene Fragen zur 
Regulierung, etwa wer im U-Space Luft-
rauminformationen bereitstellen soll und 
ob Drohnen als Luftfahrzeuge gelten 
müssen. Zudem fehlt es an Ressourcen: 
Behörden haben weder ausreichend 
Personal noch Drohnen-Expertise.

PUTZE: Das sehe ich genauso. 
Aktuell wollen wir im Rahmen des Para-
meterschutzes eine Industrieanlage in 
Hamburg befliegen, am Rand einer 
Kontrollzone. Solche Einsätze haben wir 
schon oft durchgeführt. Zusätzlich soll 
ein 70 Meter hoher Schornstein 
beflogen werden – das geht nicht, da 
Drohnen nur 50 Meter hoch fliegen 
dürfen. Dabei sind dort keine Luftfahr-
zeuge. Ich frage mich, warum es dafür 
keine pragmatische Lösung gibt.

Wäre der U-Space die Lösung?

PUTZE: Ich glaube, in vielen Fällen 
würde es auch mit Absprachen funktio-
nieren. Der Industriepark beispielsweise 
ist bereits eine Geo-Zone. Da wir aber in 
einer Kontrollzone sind, muss ich mich 
mit der Flugsicherung absprechen. Und 
da Drohnen als Luftfahrzeuge gelten, 



12 direct 2 – 2025

Aktuelle Rubrik

Flugsicherungsbetrieb

muss ich sämtliche Flugregeln wie 
Instrumenten- und Sichtflugflugregeln 
unterscheiden. Das ist für einen Droh-
nenpiloten kaum machbar. Ja, ein 
U-Space kann insbesondere für Kontroll-
zonen eine gute Lösung sein.

BIEDERMANN: Mittel für sichere 
Drohnenflüge in Kontrollzonen gibt es 
bereits, eine Art „Beschränkungsgebiet“, 
die mit klaren Vorgaben erweitert 
werden könnten. Ich bin nicht grundsätz-
lich gegen den U-Space, aber das 
Konzept entstand, als wir noch wenig 
Erfahrung mit Drohnen hatten, zumal 
dieses teils umfassende Eingriffe in 
unsere Systeme erfordern würde. Beste-

hende Strukturen könnten ausreichen, 
wenn sie sinnvoll genutzt und ange-
passt werden. Wir arbeiten hart daran, 
hier eine Verbesserung herbeizuführen.

Die DFS hat die Rolle des Informations-
dienstleisters angestrebt, der in einem 
U-Space alle Luftrauminformationen zur 
Verfügung stellt. Ist das noch so?

BIEDERMANN: Wir als DFS erachten 
es als sinnvoll, wenn es nur einen zen -
tralen Informationsdienstleister gibt 

und nicht beliebig viele. Die DFS hat die 
Informationen zum Luftverkehr und 
kann sie einheitlich zur Verfügung 
stellen. Wir übernehmen diese Rolle 
gerne. Das entscheidet aber das 
Bundesministerium für Verkehr.

Um die Drohnenregulierung soll sich 
das neu gegründete Ministerium für 
Forschung, Technologie und Raumfahrt 
kümmern. Wie sind Ihre Erwartungen im 
Hinblick auf die Regulierung?

BIEDERMANN: Es gibt zurzeit noch 
keine klaren Berichtswege oder Kon -
takte in das neue Ministerium, deshalb 
können wir die Situation derzeit nur 

schwer einschätzen. Für uns als Flugsi-
cherung ist das Bundesverkehrsminis-
terium nach wie vor die erste Anlauf-
stelle, jetzt kommt noch ein neues 
hinzu. Da es zuvor jedoch auch unter-
schiedliche An sprechpartner für die 
Bereiche Flugsicherung und unbe-
mannte Luftfahrt gab, bleibt abzu-
warten, ob sich jetzt etwas ändert.

PUTZE: Ich war überrascht von der 
Trennung. Im Idealfall bedeutet das, 
dass die Regierung die unbemannte 

Luftfahrt nun stärker fördern möchte. 
Aber ich tue mich schwer, die Bereiche 
durch die beiden Ministerien vonei-
nander zu trennen, denn dann wird es 
sehr komplex. Und wenn dann irgend-
wann noch das Digitalministerium dazu 
kommt, sind es sogar drei Ministerien, 
an die wir uns wenden müssen.

Wie relevant ist der U-Space noch für 
das Unternehmen Droniq?

PUTZE: Da es keinen U-Space gibt, 
generieren wir damit keinen Umsatz. 
Deshalb bieten wir umfassende Droh-
nenservices an – vom Vertrieb bis zur 
Live-Datenübertragung. Wir entwickeln 
Lösungen nach Kundenbedarf, was gut 
funktioniert. Wir sprechen mit großen 
Industriekunden über sicherheitsrele-
vante Anwendungen. Wenn der U-Space 
2027 kommt, sind wir bereit – aktuell 
hilft er uns aber nicht weiter.

Ist 2027 für sie realistisch?

PUTZE: Es gibt noch keine Gesetzge-
bung oder Verfahren – die Politik muss 
aktiv werden. Die beiden Rollen im 
U-Space, Service- und Informations-
dienstleister, müssen zertifiziert werden, 
doch es fehlt die Zuständigkeit und 
sobald diese geklärt ist, natürlich die 
entsprechenden Prozesse und das Per -
sonal. Erschwerend hinzu kommt, dass 
einem U-Space-Service-Provider nach 
der Zertifizierung nur ein halbes Jahr Zeit 
bleibt, um einen U-Space zu bedienen, 
sonst verfällt sie – wie bei Pilotenli-
zenzen ohne Flugstunden. Besonders 
frustrierend ist, dass die EASA zuletzt ein 
US-Unternehmen als U-Space-Dienst-
leister in Europa zertifiziert hat, während 
wir als Droniq auf nationale Behörden 
angewiesen sind. Das ist bitter, wenn wir 
eigentlich Vorreiter sein wollen.

Wenn die nationale Umsetzung der 
Drohnenregulierung allein Ihnen über-
lassen wäre, wie würde sie aussehen?

Markus Biedermann leitet den DFS-Bereich Operational Support. Der ehemalige Fluglotse 
unterstützt mit seinen knapp 280 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die operativen Bereiche 
unter anderem mit Flugverfahren, Luftraumplanung und Technik.
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BIEDERMANN: Ich würde die Einstu-
fung von Drohnen als Luftfahrzeuge 
abschaffen und bestehende Luftraum-
elemente wie geografische Gebiete für 
Drohnen nutzen – ähnlich wie Beschrän-
kungsgebiete. Diese könnten in kontrol-
lierten und unkontrollierten Lufträumen 
eingerichtet werden, mit klar definierten 
Grenzen und Mindestabständen. Ein 
gutes Beispiel sind Fallschirmsprungge-
biete: Die Flugsicherung sieht die 
Springer nicht, weiß aber, wo sie sich 
bewegen – das funktioniert problemlos.

PUTZE: Dem stimme ich zu – es gibt 
bereits Luftfahrtregelungen, die nur 
angepasst werden müssten, etwa 
durch Geo-Zonen. Von denen gibt es 
inzwischen 130.000 in Deutschland. 
Wir wollen nicht im Endanflugbereich 
fliegen, aber auch nicht erst am Rand 
einer Kontrollzone. Eine Mindesthöhe 
von 50 Metern wäre sinnvoll, da dort 
keine Luftfahrzeuge behindert werden. 
Unsere Technologie macht Drohnen 
sichtbar – ideal wäre, wenn auch die 
bemannte Luftfahrt im unteren Luft-
raum sichtbar wäre. Wichtig sind stan-
dardisierte Prozesse, um lange Geneh-
migungszeiten zu vermeiden. Und bitte, 
liebe Regierung: setzt die EU-Verord-

nung ohne zusätzliche nationale 
Regeln um.

Die DFS hat ihre Drohnenabteilung 
aufgelöst. Zieht sich die DFS aus dem 
Drohnenthema zurück?

BIEDERMANN: Das Thema ist keines-
wegs aufgelöst, es arbeiten weiterhin 
viele Kolleginnen und Kollegen an dem 
Thema, beispielsweise in unserer Abtei-
lung Operational Management, welches 
ein Drohnen-Kompetenzteam hat. Die 
inhaltliche Arbeit findet jedoch in den 
zuständigen Fachabteilungen statt. Es 
war daher sinnvoll, die Verantwortung 
auch dort zu konzentireren.gt. Die 
Aufgaben sind jetzt im Lenkungskreis 
„Future Air Mobility“ gebündelt, mit 
Beteiligung aus dem operativen, politi-
schen und technischen Bereich.

Kann die Zusammenarbeit zwischen 
Droniq und DFS noch besser werden?

PUTZE: Wir sind in viele Prozesse der 
DFS eingebunden, was ich sehr gut finde. 
2019 wurden wir gegründet, um einen 
Kompetenzbereich für Drohnen im 
Konzern zu schaffen – das sollte stärker 
gelebt werden. Nach sechs Jahren haben 

wir viele Flugstunden gesammelt, auch 
außerhalb der Sichtweite. Wir kennen die 
Regulatorik gut und wünschen uns eine 
frühere Einbindung in Diskussionen 
innerhalb der DFS. Mit unserem gemein-
samen Know-how könnten wir auch poli-
tisch etwas bewegen.

Wo stehen wir in fünf Jahren?

PUTZE: Ich glaube, dass die Drohne 
in fünf Jahren ein Standardinstrument 
sein wird. Dafür brauchen wir jedoch ein 
verlässliches Regelwerk, das Investi-
tionen der Industrie ermöglicht.

BIEDERMANN: Ich glaube, dass sich 
die Drohne als Standardwerkzeug 
bereits durchgesetzt hat. Die Miniaturi-
sierung schreitet voran, Kleinstdrohnen 
werden leistungsfähiger und der Verkauf 
wird steigen. Es entstehen mehr indus-
trielle Anwendungen, besonders im 
Rettungswesen. Denn wenn Einsatz-
kräfte mit Drohnen Unfall- oder Brand-
orte erkunden und vorab informiert sind, 
können sie gezielter handeln.

Die Fragen stellten
 Phil Stephan (Droniq) 

 Sven Chamberlain (DFS) 

Jan-Eric Putze ist Vorsitzender der Geschäftsführung der Droniq GmbH. Das auf Drohnen 
spezialisierte Unternehmen wurde im Jahr 2019 als Joint-Venture der DFS und Deutsche 
Telekom gegründet. Fotos: Hans-Jürgen Koch

U-Space in Deutschland
Die U-Space-Verordnung soll die 
sichere Integration von Drohnen in 
den europäischen Luftraum durch 
sogenannte „U-Spaces“ regeln. 
Sie bringt Vorteile wie automati-
sierte Drohnenflüge, bessere 
Koordination mit bemannter Luft-
fahrt und technologische Innova-
tion. Trotz Inkrafttretens im 
Januar 2023 ist die Verordnung in 
Deutschland noch nicht umge-
setzt, da nationale Regelungen 
fehlen und rechtliche sowie tech-
nische Fragen offen sind.




